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ü ) Zur Fragej unter welchen Voraussetzungen der Eigentümer 
von Baumaterialien und Geräten, die von einem Dritten auf­
grund, eines mit dem Grundstückseigentümer geschlossenen 
Vertrages in das Grundstück eingebaut worden sind, einen 
Bereicherungsanspruch gegen den Grundstückseigentümer hat,

b) § 951 Abs* 2 Satz 2 BGB begründet nicht ein VVegnahmerecht 
für jeden, der durch Verbindung ein dingliches Recht ver­
loren hat« Die Vorschrift erweitert vielmehr nur das Wog- 
nahmerecht, das dem Besitzer, einer herauszugebenden Sache 
zusteht -

BGH, Urt. v, 51» Oktober 1963 - VII ZR 285/61 - OLG Hamburg
LG Hamburg

N



YII_.̂ H__285/61
Verkündet
am 31° Oktober 1963 Joins,
Justizangesteilter 
als ürkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  XI a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit
des Tischlermeisters Hermannrme
W^^weg Nr.

m  n

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers 
- Prozeßbevollmäehtigter: Rechtsanwalt Freiherr von

gegen
die Firma SÄJ^^®Elektro^Geräte AC^ Zweigniederlassung

in vertreten durch ihren
Vorstand AlbrecnxGjj^ und Bnno-Ernst

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,
_ Prozeßbevollmäehtigter Rechtsanwälte Prof* Dr

und Dr<
hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. Oktober 1963 unter Mitwir­
kung des- Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundesrichter 
Dr. V/inkelmann, Rictochel, Dr. Heimann-Trosien und 
Hubert Meyer
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Teilurteil 
des 8. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
zu Hamburg vom 10. April 1961 aufgehoben, soweit es zum 
Nachteil des- Beklagten erkannt hat.

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil der 
4. Zivilkammer des Landgerichts in Hamburg vom 17. November 
I960 wird auch insoweit zürückgewiesen, als die Klägerin 
mit dem Anspruch auf Zahlung von 10.624 DM nebst 4 %
Zinsen und mit ihrem Hilfsantrag abgewiesen worden ist.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen



mehrere Häuser errichten» Nach seiner Behauptung beauftrag­
te er die Firma & Co» KG in mit der Herstel­
lung der gesamten elektrischen Anlagen einschließlich der 
Lieferung der elektrischen Geräte»

Die Firma bestellte die benötigten Elektroherde
und Warmwasserspeicher bei der Klägerin«

Am 20» Januar 1959 sandte die Klägerin dem Beklagten 
zu Händen seines Architekten eine "Auftragsbestätigung'*
über 30 22 Elektroherde und Niederdruckspeicher; darin ist 
auf den in den allgemeinen Lieferungsbedingungen der Klägerin 
enthaltenen Eigentumsvorbehalt hingewiesen, Der Architekt 
schickte dieses Schreiben am 22» Januar 1959 an die Klägerin 
zurück und teilte ihr mit, es müsse sich bei der Bestätigung 
um einen Irrtum handeln; weder er noch der Bauherr hätten der 
Klägerin einen Auftrag gegeben; falls die Klägerin durch die 
Firma einen Auftrag erhalten haben sollte, so möge
sie sich mit dieser in Verbindung setzen»

Die Klägerin antwortete hierauf nicht; nach ihrer Be­
hauptung ist die Antwort aus Versehen unterblieben» Am 27= 
Juli 1959 lieferte sie 20 Warmwasserspeicher auf der Bau­
stelle des Beklagten an mit einem "Sendschein", der an den 
Beklagten zu Händen seines Architekten adressiert war und 
im Te:-:tteil den Vermerk trug: "Empfänger Neubau

0 " s Monteur 0 der
Firma B ^ ^ k  nahm die Sendung auf der Baustelle in Empfang 
und quittierte sie auf dem Sendschein mit seiner Unterschrift 
Unter dem 29«. Juli 1959 erteilte die Klägerin dem Beklagten 
eine Rechnung über 20 Speicher im Betrage von 6,900 DM,
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Am 27= August 1959 sandte sie ihm eine weitere Rechnung 
im Betrage von 3=920,—  DM über 20 Elektroherde- dis sie auf 
Abruf für ihn bereit halte- Am 23= September 1939 lieferte 
sie 19 Elektroherde an die Baustelle des Beklagten.. .Der bei- 
gegebene Sondschein stimmt in der Bezeichnung des Empfängers 
mit dem für die Warmwasserspeicher ausgestellten überein„ Aue 
diese Lieferung nahm der Monteur entgegen und unte
schrieb den Sendschein»

Die Speicher und Herde wurden alsbald nach der Lieferung 
von den Monteuren der Firma in die Neubauten des Be­
klagten eingebaut.

Am 22o Oktober 1959 mahnte die Klägerin den Beklagten, 
für die Warmwasserspeicher und zwei kleinere Lieferungen 
7.048,10 DM zu zahlen* Hieran schloß sich ein Schriftwechsel 
zwischen dem Beklagten bzv;» seinem Architekten und der Klä­
gerin an» Der Beklagte leistete keine Zahlung an die Klägerin

Ara 22o Dezember 1959 wurde über das Vermögen der Firma 
das Konkursverfahren eröffnet. Im März I960 sandte 

der Konkursverwalter dem Beklagten eine Rechnung, in der u»a0 
die Warmwasserspeicher und die Elektroherde aufgeführt sind 
und in der vermerkt ist, daß 9.985,60 DM an die Klägerin zu 
zahlen seien» Der Beklagte zahlte auch daraufhin nichts an 
die Klägerin,

Die Klägerin behauptet, sie habe die Geräte nicht
auf Kredit liefern wollen und mit ihm vereinbart, daß er 
nur Provision erbalte,und daß sie die Geräte unmittelbar 
dem Beklagten liefere und in Rechnung stelle. Sie ist der 
Meinung, daß zwischen ihr und dem Beklagten auch e'in Kauf­
vertrag zustande gekommen sei. Wenn das nicht der Fall sei, 
müsse ihr der Beklagte den Wert der Geräte vergüten oder 
diese hcrausgeben, weil er ungerechtfertigt bereichert sei»

1



Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten zur Zahlung 
von 10o906,22 DM nebst 7 $ Zinsen seit dem 1e November 1959 3 
hilfsweise zur Herausgabe von 20 Warmwasserspeichern und 
19 Elektroherden zu verurteilen«

Der Beklagte beruft sich darauf, daß er nur die Firma 
beauftragt und daß er deren Forderung beglichen habe.

Er meint ferner, er habe gutgläubig das Eigentum an den Ge­
räten von der Firma erworben und hafte auch nicht aus
ungerechtfertigter Bereicherung»

Bas Landgericht hat die Klage abgewiessn» Bas Oberlan­
desgericht hat durch Teilurteil den Beklagten verurteilt, 
10.624 BM nebst 4 $ Zinsen seit dem 1» November 1959 zu 
zahlen» Mit der Mehrforderung an Zinsen von dem Betrage 
von .10„624 BM hat es die Klägerin abgewiesen» Bie Entschei­
dung über den restlichen KlageanSpruch von 282,92 BK nebst 
Zinsen und über die Kosten hat es dem Schlußurteil Vorbe­
halten»

Mit seiner Revision beantragt der Beklagte, das Teil­
urteil des Oberlandesgerichts insoweit aufzuheben, als er 
verurteilt v/orden ist, und in diesem Umfange die Berufung 
der Klägerin gegen das Urteil des Landgerichts zurückzuweisen»

Bie Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision»

Ent s che idungsgründe:

I.

1») Bas Berufungsgericht führt aus, daß ein Kaufvertrag 
zwischen den Parteien nicht zustande gekommen sei» Es ver­
neint ferner, daß der Beklagte in dem späteren Schriftwechsel 
die Forderung der Klägerin anerkannt hätte» Seine Erwägungen 
zu diesen beiden Punkten enthalten keinen Rechtsfehler» Die
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Klägerin macht auch im Revisionsverfahren nicht mehr geltend; 
daß sie vertragliche Ansprüche gegen den Beklagten habe»

2„) Bas Berufungsgericht gelangt ferner zu dem Ergebnis, 
daß der Beklagte durch den Einbau: der; Geräte deren .Eigentiitnef 
S 946 *BGB geworden sei* Es verneint, daß er Eigentum schon 
vorher von der Firma B d u r c h  Einigung und Übergabe krafl 
guten Glaubens» (§§ 929? 932 BGB) erworben habe; denn zunächst 
. habe die Firma den Besitz an den Geräten erlangt, als
diese zur Baustelle geliefert wurden, und sie habe den Besitz 
nicht vor dem Einbau auf den Beklagten übertragen»

Hiergegen erhebt die Revision mehrere Rügen» Der Senat 
hält sie für unbegründet» Sie brauchen aber nicht erörtert 
zu werden» Der Klägerin steht kein Anspruch gegen den Be­
klagten zu, gleichviel ob er das Eigentum an den Geräten dur< 
Einigung und Übergabe oder erst mit dem Einbau erworben hat» 
In beiden Fällen könnte die Klägerin atis Eigentum keine An­
sprüche herleiten, weil sie nicht mehi* Eigentümerin ist»
Sie hat auch keinen Bereicherungsanspruch» Falls der Beklagt« 
nach §§ 929, 932 BGB Eigentum erworben hätte, könnte er aus 

t ungerechtfertigter Bereicherung nur in Anspruch genommen wer­
den, wenn er die Geräte von der Firma B u n e n t g e l t l i c h  e: 
worben hätte (5 316 Abs, 1 Satz 2 BGB), was nicht der Fall is 
Auch ein Bereicherungsanspruch aus § 951 in Verbindung mit 
 ̂ 946 BGB steht der Klägerin entgegen der Ansicht des Be­
rufungsgerichts nicht zu, wie unter II ausgeführt wird»

II»

1») Dem Berufungsgericht ist darin zu folgen, daß die 
Klägerin bis zum Einbau der Geräte in das Gebäude des Be­
klagten Eigentümerin war und ihr Eigentum durch diesen Ein­
bau nach i 946 BGB verloren hat» »Vie es ausführt, handelt 
es sich bei den Warmwasserspeichern und Elektroherden um 
zur Herstellung eines Gebäudes eingefügte Sachen, die hach 
* 94 Abs. 2 BGB zu den wesentlichen Bestandteilen des o-e«
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bäudes und damit nach S 94 Abs, 1 BGB auch des Grundstücke 
des Beklagten geworden sind, Bas Berufungsgericht führt zur 
Begründung an, daß moderne Wohnhäuser als unfertig anzusehen 
sind, wenn sie keinen Warmwasserbereiter haben; dasselbe gelte 
auch für die Elektroherde, weil nach der in .Norddeutschland 
geltenden Verkehrsanschauung Häuser erst fertiggeste11t seien, 
wenn sie in den l'.Küohen eingebaute Kochstellen hätten. Die 
Ausführungen des Berufungsgerichts hierzu stehen mit der Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs in NJW 1953; 1180, in Ein­
klang und werden von keiner der Parteien angegriffen.

2o) Wer durch Verbindung einer ihm gehörenden beweglichen 
Sache mit dem Grundstück eines anderen sein Eigentum an der 
Sache verliert, kann nach § 951 Abs«, 1 Satz 1 BGB von dem 
Grundstückseigentümer Vergütung in Geld nach den Vorschrif­
ten über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
fordern.

Wie heute fast allgemein anerkannt ist, läßt der Eigen­
tum s Verlust t allein noch keinen Anspruch aus § 951 Abs. 1 
Satz 1 BGB entstehen. Die Verweisung auf die Vorschriften 
über die ungerechtfertigte Bereicherung bedeutet vielmehr, 
daß ein Bereichcrungsanspruch nur unter den in Ü 812 Abs, 1 
BG3 genannten Voraussetzungen entsteht (BGHZ 35, 356, 359 f; 
Berg,AcP »60, 505 f). Davon geht auch das Berufungsgericht 
aus. Demnach kommt es darauf an, ob der Beklagte die Ver­
möge nsmehrung, die ihm durch die eingebauten Geräte zuge­
flossen ist, durch eine Leistung der Klägerin oder in son­
stiger Weise auf ihre Kosten ohne rechtlichen Grund er­
langt hat 812 Abs. 1 Satz 1 BGB).

3.) Als eine Leistung der Klägerin kann der Einbau der 
Geräte nicht angesehen werden. Er ist durch die Firma 
vorgenommen v;orden; diese schuldete den Einbau mitsamt den 
Geräten dem Beklagten auf Grund ihres mit ihm abgeschlossenen 
Vertrages, wie das Berufungsgericht feststellt.
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Wer als Bauherr einen Bauunternehmer oder Handwerker 
mit der Herstellung eines Baues oder einer Anlage in dem 
Gebäude beauftragt, sieht die von dem Bauunternehmer oder 
Handwerker gemäß dem mit ihm geschlossenen Vertrag erbrach­
te Leistung als eine solche des von ihm Beauftragten an und 
nicht als Leistung eines Subunternehmers, den der Bauunter­
nehmer etwas seinerseits beauftragt, oder eines Materialeigei 
turners, von dem der Bauunternehmer oder Handwerker das Mater: 
bezogen bate Er muß sich darauf verlassen können, daß er übe: 
diese Leistung nür mit dem von ihm Beauftragten abzurechnen 
hat, selbst wenn die Leistung ganz oder teilweise von einem 
Britten auf Weisung seines Vertragspartners erbracht werden 
sollte (von Caeramerer, Festschr» f» Rabel S» 373 Fußnote 156̂

Der Senat hat in seinem Urteil VII 2R 207/60 vom 5» Okt< 
ber 1961 =* BCHZ 36, 30 in einem Falle, der mit dem vorliegem 
vergleichbar ist, einen Bereicherungsanspruch gegen den Bau­
herrn verneint» In jeaem Falle hatte ein GrundStückseigent im 
eine Gesellschaft beauftragt, ihm ein Haus zu einem bestimmt* 
Preis zu bauen» Die Gesellschaft hatte ihrerseits einen Bau­
unternehmer beauftragt, das Gebäude zu erstellen» Ber Senat 
hat entschieden, der Bauunternehmer habe keinen Bereicherung* 
anspruch gegen den Grundstückseigentümer, selbst wenn der Vei 
trag des Bauunternehmers mit der Gesellschaft wegen Bissense* 
nichtig oder von der Gesellschaft namens des Grundstückseigei 
turners, aber ohne dessen Vollmacht, geschlossen worden sei»

Ber Senat hat dazu ausgeführt, es fehle an der für den 
Bere.icherungsanspruch notwendigen unmittelbaren Vermögenaver- 
schiebung zwischen Bauunternehmer und Grundstückseigentümer» 
Für letzteren sei die tfertsteigerung des Grundstücks keine 
Zuwendung des Bauunternehmers, sondern eine solche der Ge­
sellschaft seines Vertragspartners»

Die Entscheidung vom 5« Oktober 196T ist im Schrifttum 
angegriffen worden (Flume JZ 1962, 281, Berg 1962, 101)o 
Berg tritt ihr immerhin für den Fall des Bissenses im Srgebni
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bei? ebenso Esser, Fälle und Lösungen zum Schuldrecht,
So 124 ff* 3emängelt wird namentlich, der Senat habe nicht 
genügend beachtet, daß es sich um eine Leistungsicondiktion 
handele; bei dieser spiele der Gesichtspunkt der Unmittel­
barkeit der Vermögensverschiebung keine Rolle0

Indessen ist die Entscheidung vom 5» Oktober 1961 auch 
dann gerechtfertigt, wenn der Fall mit der neueren Lehre 
allein unter dem Gesichtspunkt der Leistungskondiktion ge­
würdigt v/irdo

Das neuere Schrifttum versteht unter einer Leistung i.S» 
des i 812 Abs«. 1 BGB eine bewußte und zweckgerichtete Vermeh­
rung fremdeia Vermögens(Esser, Schuldrecht, 2, Aufl«,, i 189,
6; Berg NJW 1962, 101)„ Hieraus leitet Berg ab, daß in dem dem 
Urteil vom 5- Oktober 1961 zugrundeliegenden Falle der Bauun­
ternehmer gegen den Bauherrn, falls die Gesellschaft ohne dessen 
Vollmacht gehandelt habe, eine Leistungskondiktion habe, wenn 
er an den Bauherrn habe leisten wollene

Dieser Ansicht ist nicht zu folgen» Es kann nicht ein­
seitig darauf ankommen, wem der Leistende seine Leistung er­
bringen will. Vielmehr muß zum Schutze des Bauherrn, vtenn 
von seinem Vertragspartner Dritte bei der Errichtung des 
Baus zugezogen werden, darauf abgestellt werden, als wessen 
Leistung sich die Zuwendung bei objektiver Betrachtungsweise 
in den Augen des Bauherrn darstellt» Nicht auf den inneren 
Willen des Leistenden, sondern auf die Erkennbarkeit der 
Person des Leistenden "aus der Sicht des Zuwendungsempfängers" 
kommt es an (Esser, Fälle und Lösungen zum Schuldrecht, 3» 128 
Fußnote 19; Thomä, JZ 1962, 623? 626; Zeiss, JZ 1963? 7 - alle 
gegen Flume aaO), Das ist auch in der Entscheidung vom 5* Ok­
tober 1961 zum Ausdruck gekommen, wenn dort gesagt wird, der 
./ertzuv/acho sei für den Grundstückseigentümer eine Zuwendung 
der von ihm beauftragten Gesellschaft und nicht des Bauunter­
nehmers.,



Ist aber davon auszugehen, daß eine Zuwendung, vom 
maßgebenden Standpunkt des Empfängers aus gesehen, sich 
als Leistung seines Vertragspartners darstellt, so kann 
der Empfänger mit einer Leistungskondiktion und überhaupt 
mit einem Bereicherungsanspruch allenfalls von seinem Ver­
tragspartner belangt werden, und zwar nur dann, wenn nach 
den zwischen diesen beiden bestehenden Beziehungen die Lei 
stung .. grundlos ist, etwa, weil der zwischen ihnen ge­
schlossene Vertrag nichtig ist. Derjenige, der vom Vertrag 
partner - etwa als Subunternehmer - herangezogen worden is 
um die Leistung zu erbringen, hat keinen Bereicherungsan­
spruch gegen den Empfänger, weder eine Leistungskondiktion 
noch einen Anspruch wegen einer Bereicherung "in sonstiger 
V/oise" im Sinne des £ 812 Abs. 1 Satz 1 BGB.'Ein Anspruch 
wegen Bereicherung in sonstiger Weise, vielfach als Ein- 
griffskondiktion bezeichnet, vgl, u*a<> Esser, Schuldrecht 
i 189? 1, kann vielmehr nach der neueren Lehre nur dann en 
stehen, wenn der Bereicherungsgegenstand dem Empfänger 
überhaupt nicht, also von niemandem geleistet worden ist 
(Esser, Fälle und Lösungen zum Schuldrecht Sa 127 f)»

Auch vom Standpunkt dieser Lehre war demnach in dem 
dem Urteil vom 5» Oktober 1961 zugrundeliegenden Falle dem 
Bauunternehmer ein Bereicherungsanspruch gegen den Grund­
stückseigentümer zu versagen, eben weil diesem das Erlangt 
von seinem.Vertragspartner "geleistet" worden war und dies 
Leistung nicht des rechtlichen Grundes entbehr.tesdann aber 
konnte ein Bereicherungsanspruch des Bauunternehmers weder 
deshalb in Betracht kommen, weil etwa sein Vertrag mit der 
Gesellschaft nichtig war, noch deshalb, weil sich die Ge­
sellschaft dem Bauunternehmer fälschlich und ohne Wissen 
des Grundstückseigentümers als dessen Vertreter ausgegeben 
hatte o



4 o )  Nach den gleichen Grundsätzen, nach denen Bere.icherungs- 
ansprüche bei Heranziehung eines Subunternehmers zu beurteilen 
sind, ist auch dann zu verfahren, wenn ein Bauunternehmer oder 
Handwerker Material verwendet und einbaut, das nicht ihm ge­
hört» Wenn der Bauherr auch das eingebaute Material als Gegen­
stand der Leistung des von ihm beauftragten Handwerkers an­
sieht und ansehen darf, so kann der Materialeigentümer keinen 
Jöcreicherungsanspruch gegen den Bauherrn haben, weder eine 
Leistungs- noch eine "Eingriffskondiktion" (vgl» namentlich 
Esser, Fälle und Lösungen zum Schuldrecht S» 127 f; Schuld­
recht $ 196 2 b zu aa)» Der Bauherr ist in solchem Falle gegen 
Lereicherungsansprüche des Materialeigentümers in gleicher 
Weise wie gegen Bereicherungsansprüche des Subunternehraers 
zu schützen» Beurteilt man hiernach die Frage, wer der 
Leistende ist, vom Standpunkt des Bauherrn aus, so kommt es 
nicht mehr auf die vom Berufungsgericht erörterte (und ver­
neinte) Frage an, ob der Bauherr gegen Bereicherungsansprüche 
des Materialeigentümers auch durch entsprechende Anwendung der 
Vorschriften über den gutgläubigen Erwerb durch Rechtsgeschäft 

932 ff BGB, § 366 HOB) geschützt werden kann (dafür u»öc y
Krinan, BGB 3» Äufl», 951 Anm» 3 b; von Caemmerer aaO S. 391 
Fußnote 217; Westermann, Sachenrecht, 4» Aufl», i 54, 25 
Berg, AcF 160, 521; dagegen r.a» Wolff-Raiser, Sachenrecht,
10» Bearb», § 74 Fußnote 4; Baur, Lehrbuch des Sachenrechts,
i 53r  n  2 c).

5o.) Nach dem Gesagten kommt es darauf an, ob der Beklagte 
die Lieferung und den Einbau der Geräte als eine Leistung 
der Firma B ^ | ^  ansehen durfte» Bas ist nach dem vom Be­
rufungsgericht festgestellten Sachverhalt zu bejahen»

Der Beklagte batte im Januar 1959 der Klägerin die ihm 
von dieser übersandte Austragsbestätigung sogleich zurückge­
schickt mit dem Bemerken, es müsse sich um einen Irrtum handelr 
Er hatte dabei seine Ansicht zum Ausdruck gebracht, daß die 
Klägerin mit der Firma einen Vertrag über die Lieferung
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an diese abgeschlossen habe.. Da die Klägerin auf dieses 
Schreiben des Beklagten nicht geantwortet hatte, durfte 
er, als die Klägerin die Geräte mehrere Monate später zur 
Baustelle lieferte, annehmen, daß dies auf einen zwischen 
der Klägerin und der Firma geschlossenen Kaufvertrag
hin geschah» Der Umstand, daß die Sen'dscheine an ihn adressk'fc 
waren, brauchte ihm keinen anderen Eindruck zu vermitteln, 
selbst wenn er die Sendscheine, was er bestreitet, gesehen 
h3to Dem Vermerk auf dem Sendschein "Empfänger Heubau H

brauchte er nicht mehr zu ent­
nehmen, als daß die Firma die von ihr gekauften Geräte
unmittelbar an die Baustelle habe schicken lassen, um sie dor 
gemäß ihrem Vertrag mit dem Beklagten einzubauen»

Gleiches gilt von den auf ihn ausgestellten Rechnungen 
der Klägerin» Auch wenn er sie schon vor dem Einbau erhalten 
hat, konnte er in den Geräten und dem Einbau eine Leistung 
der Firma B^^Jl erblicken und annehmen, daß diese ihrerseits 
die Geräte von der Klägerin gekauft habe» Davon, daß die Klä­
gerin nicht an die Firma B ^ ^ ^  verkaufen wollte, weil sie 
dieser keinen Kredit einräumen wollte, konnte er nichts wissen 
die Klägerin hat auch nicht behauptet, daß er hiervon Kenntnis 
gehabt habe» Für den Beklagten stellte sich der Vorgang der 
Anlieferung und des Einbaus der Geräte trotz der Rechnungen 
als eine Leistung der Firma dar» Das Landgericht und
das Oberlandesgericht haben übereinstimmend f63tgesterilt, daß 
er auf Grund des vorangegangenen Verhaltens der Klägerin mit 
Recht annehmen konnte, sie habe die Rechnungen irrtümlich 
falsch adressiert»

Demnach hat die Klägerin keinen Anspruch auf Vergütung 
nach 951 Abs» 1 Satz 1, 812 Abs» 1 Satz 1 BGB»

1
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Auch der von ihr gestellte Hilfsantrag auf Herausgabe 
der Geräte ist nicht begründete Auf § 985 BGB kann sie einen 
Herausgabeanspruch nicht stützen, weil sie nicht mehr Eigon- 
türaerin ist, auf $§ 951p 812 BGB nicht, weil ihr ein Berei­
cherungsanspruch nicht zusteht und überdies, selbst wenn sie 
einen solchen hätte, nach § 951 Abs«, 1 Satz 2 BGB die Wieder­
herstellung des früheren Zustandes nicht verlangt werden könntec

Die Klägerin hat auch kein Hecht zur Wegnahme der Geräte, 
so daß dahinstehen kann, ob in dem Antrag auf Verurteilung 
zur Herausgabe auch die Geltendmachung eines Wegnahmerechts 
gesehen werden könnte*

Aus der Vorschrift des % 951 Abs* 2 BGB kann ein Weg­
nahmerecht nicht hergeleitet werden* Satz 1 dieser Vorschrift 
stellt nur klar, daß ein nach anderen Vorschriften begründetes 
Wegnahmerecht - aas hier nicht in Betracht kommt - bestehen 
bleibt* Satz 2 der Vorschrift bestimmt, daß in den Fällen der 
ü  946, 947 BGB die Wegnahme nach den für das Wegnahmerecht 
des Besitzers gegenüber dem Eigentümer geltenden Vorschriften 
auch dann zulässig ist, wenn die Verbindung nicht von dem Be­
sitzer der Hauptsache bewirkt worden ist* Das ist dahin auf­
zufassen, daß sich das in den Vorschriften über das Verhältnis 
zwischen Eigentümer und Besitzer durch § 997 BGB geregelte 
Wegnahmerocht des Besitzers erweitert: Dem unrechtmäßigen Be­
sitzer einer fremden, von ihm herauszugebenden Hauptsache 
soll demnach ein Wegnahmerocht auch dann zustehen, wenn seine 
Sache nicht von ihm, sondern von einem Dritten mit der fremden 
Hauptsache verbunden worden und dadurch das Eigentum des Be­
sitzers ut?a$* arge gangen ist (so zutreffend Planck 5GB, 5* Aufl*, 
v. 951 2 cj Srman, $ 951 Anm* 7 cs 997.Anm* 6)0
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Das Schrifttum versteht allerdings die Bestimmung des 
5 951 Abs» 2 Satz 2 BGB vielfach dahin, daß sie ein V/eg- 
nahmerecht für jeden begründe, der durch die Verbindung ein 
dingliches Hecht verloren hat (Soergel, BGB, 9* Aufl-,  ̂ 951 
RdZo 14; Staudinger, BGB, 11 0 Aufl0 , § 951, Rdz- 15; Wolff-. 
Kaiser, i 74 IV 3 und IV 3 c; Westermann, i 54, 6)» An­
scheinend soll das nach der Meinung dieser Schriftsteller 
ohne Rücksicht darauf gelten, ob derjenige, welcher den Rechts- 
vertust erlitten hat, einen Bereicherungsanspruch nach H  951 
Abs» 1, 812 Abs* 1 BGB geltend machen könnte oder nicht (ander 
Bhur0 § 53c- IV 3, nach dessen Ansicht das Wegnahmerecht ent­
fällt, wenn kein Vergütungsanspruch nach S 951 Abs* 1 gegeben 
ist). Oedoch wird verschiedentlich hervorgehoben, daß auch 
Satz 2 des § 951 AbSo 2 wie der Satz 1 nur für "Einrichtungen’ 
gelte (vgl. u-a- Wolff-Raiser § 74 IV 3 c)-

Der Meinung, daß jeder nach £ 946 BGB eintretende Rechts- 
Verlust ein Recht zur Wegnahme gewähre, kann nicht gefolgt wer-' 
den» Erwächst aus diesem Hechtsverlust ein Bereiche rungsansprt*<£ 
nach iS 951 Abs- 1, 812 Abs- 1 BGB, so ist dieser nur auf Ve$ü 
tung in Geld gerichtet- Der Anspruch auf Wiederherstellung del 
früheren Zustandes wird durch S 951 Abs- 1 Satz 2 BGB ausdrück­
lich ausgeschlossen- Versteht man die Vorschrift des i 951 Aft 
2 Satz 2 BGB so wie das angeführte Schrifttum, so würde sie 
"so gut wie das Gegenteil" von dem anordnen, was in * 951 Abs > 
Satz 2 3GB bestimmt ist (Planck aaO)$ das würde jedenfalls geL 
ten, soweit es sich um Einrichtungen handelt- Es kann nicht ßLs 
der Sinn des i 951 Abs- 2 angesehen werden, daß in dieser Wei‘5̂  
der in i 951 Abs- 1 Satz 2 bestimmte Ausschluß des Anspruchs| 
auf Wiederherstellung des früheren Zustandes ausgehöhlt werden, 
soll»



Vollends unverständlich wäre das, wenn der Anwendungs­
bereich des § 951 Abs» 2 Satz 2 BGB sich nicht auf "Einrich­
tungen" beschränkt« Gegen eine solche Beschränkung spricht, 
daß Satz 2 des Abs« 2 nicht wie der erste Satz nur von der 
Wegnahme einer Einrichtung spricht, sondern auf die für das 
Wegnahmerecht des Besitzers geltenden Vorschriften, d»h» auf 
den $ 997 BGB, Bezug nimmt, eine Bestimmung, die sich nicht auf 
Einrichtungen beschränkt« Es ist demnach mindestens zweifel­
haft, ob & 951 Abs» 2 Satz 2 BGB nur für Einrichtungen gilt 
(ausdrücklich verneint von Erman, § 951 Anra» 7 ej offen gelassen 
BGH IsM Nr. 6 zu § 946 BGB)« Selbst wenn es so wäre, ist der 
Senat jedoch, wie ausgeführt, der Ansicht, daß die Bestimmung 
jedenfalls nur das dem Besitzer einer herauszugebenden Sache 
zustehende Wegnahmerecht ausdehnt»

Ein solcher Tatbestand ist hier nicht gegeben» § 351 
Abs» 2 Satz 2 BGB greift demnach nicht zugunsten der Klägerin 
ein» Bei dieser Sachlage braucht nicht mehr erörtert zu werden, 
ob etwa die Geräte deshalb, weil sie zur Herstellung der Ge­
bäude Gingefügt worden sind, nicht als Einrichtungen anzusehen 
wären (vgl» dazu Staudinger, § 951 Rdz« 14)»

Demnach stehen der Klägerin wegen der in den Neubau 
des Beklagten eingebauten Geräte keine Ansprüche gegen diesen 
zu» Deshalb muß das Berufungsurteil aufgehoben werden, soweit 
es der Klage stattgegeben hat» In diesem Umfange, insoweit 
aber auch hinsichtlich des Hilfsantrags auf Herausgabe, ist 
das klageabweisende Urteil des Landgerichts zu bestätigen»
Der Klägerin sind die Kosten der Revision nach Ü 91 ZPO auf-
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zuerlegeno über die weiteren Kosten wird das Berufungs 
gericbt zu befinden haben, das diese Entscheidung sein 
Schlußurteil Vorbehalten hat»

Glanziuann Br* V/inkelmann Rietschel

Heimann-Trosien Meyer
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